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Badtscher Zentralanzeiger für Beamte
Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung . Badischer Staatsanzeiger

i > — , ■ - Organ verschiedener Beamten -Vereinigungen .
Nr . SS Bezug : «chh»mt j»d»n Mittwoch und Ix»» sü« l » ftr t«d« Ausgab«, monatlich für 60 woldssennig imifttch &vct», »«R Rartiruje i . 39. ,«arlfrwdrichftrat » 14, tafogen betten . 3 . A« » i 19 & r

Die pflichten der Beamten
□ Nachdem in Nr . 16 des Zentralanzeigers vom 22 . April

d . I . eine Abhandlung sich über die Grundrechte der Beam¬
ten verbreitet hat , soll auch iu einer 'besonderen Darlegung
der PflichtenkreiS der Beamte « in großen Züge » beschrieben
werden . Dabei wird von den Pflichten der Beamten schlecht-
weg , ob Reichs - oder Länderbeamte , Beamte im Dienste der
Kommunen oder anderer öffentlicher Körperschaften gespro -
che » .

Mit dein Eintritt ins Bem » te >iverhältniS , ja eigentlich
schon mit der Übertragung eine » Dienstes , der die Anwart¬
schaft anf späteres Einrücken in daS Beamtenverhältnis mit
sich bringt , entsteht die Pflicht zur persönlichen , vollständigen ,
ausschließlichen , gewissenhaften und unparteiischen AmtserfiU -
lu » g am Amtssitze nach den Weisungen des Gesetzgebers und
der vorgesetzten Dienststelle » . • , .

.Zunächst ist hertwrgehoben , der Beamte müsse sein . lmt
persönlich versehen , d . h . er darf die Verrichtung seiner Ob -
liegenbeiten nicht ander » icherlassen . Tritt der Fall etn , daß
der Beauile durch Krankheit a » der Ausübung seiuer Dienst -
oöliegenheiten verhindert ist, oder daß er wegen Beurlanounq
an der Erfüllung der ordentlichen Amtsaufgaben abgehalten
ist , so ist von der Dienststelle „ ach den Hierwegen erlassenen
Vorschriften das Nötige wegen Stellvertretung oder ander -
weiter Geschäftsverteilung anzuordnen . In Fällen der Er -
kraniuug »vie auch der parlamentarische » Tätigkeit des Be¬
amten trägt die Staatskasse die Stellvertretungslos .en .

Der Beamte muß sein Amt vollständig versehen , das
will heißen , er darf nicht einzelne seiner AmtSgeschaste be¬
vorzuge » und andere darüber vernachlässige » .

Er muß sodann seine Arbeitskraft ansfchließlick dem ihm
anvertraute » Amte widmen . Aus diesem Grunde finde »
wir iu de » meiste » Beamtengesetzen die Vorschrift , daß der
Beamte ohne vorgättgige Genehmigung ein Nebenamt oder
eine Nebenbeschäftigung , mit der eine fortlaufende Vergu -
tnng vetchunden ist, nicht übernehme » , auch ei » Gewerbe
nicht betreiben darf . Ebenso ist der Eintritt eines Beain «
te » in den Vorstrind . Verwaltungs - oder AufsichiZrat einer
Erwerbsgesellschaft genehmigungspflichtig .

Man spricht weiter von der Nesidenzpflickit des Beamte » ;
er ist verpflichtet , sich dauernd a »> Amtssitz d . h . am Sitz
seiner Behörde aufzuhalten und darf diesen Ort für län¬
gere Zeit nicht ohne Urlaub verlasse, !. Wegen des Umsaugs
de - Urlaubs und die Besonderheiten seiner Benützung wer -
den jeweils besondere Anordnungen erlassen . Ei » Beau, -
ter , der sich ohne de» vorschriftsniäßige » Urlaub vo» sei¬
nem Amte entfernt oder den erteilten Urlaub überschrei -
tel . geht , wen » ihm nicht besondere Entschuldiguugsgründe
zur Seite stehe » , für die Zeit der unerlaubte » Entfernung
seines Diensteinkommens verlustig , daneben muß er sich je

» ach Lage der Umstände anf dienstpolizeiUcheS Einschreiten
gesaßt machen .

Von Bedeutung ist ferner die Pflicht zur Einhaltung
der vorgeschriebenen Arbeitszeit . Ihre Regelung ist so ge-

' t'rsffei 'i , iM . bei Einhaltung ei» gewisses Arbeitspensum
iÄeduU weroeu ka »m . Die Außerachtlassung der für die
Bcborde inaßgebende » Arbeitsstunden schließt deshalb stets
eine Pfuchtoerletzuug i » sich u » d wirkt — auch ivegen deS da -
bei sich zeigende » , mangelnden Beispiels a » Pflichtbewußt -
feiu — • unterhöhlend anf das Ansehen der Beamtenschaft
überhaupt . i

Nicht unerwähnt darf bleibe » die Pflicht der Amtsver -
schwiegeuheit . Diese Verschwiegenheit ist vorgeschriebe » siür
alle dein Beamte » vermöge seines Amtes ihm bekanntge -
wordene » Angelegenheiten , deren Geheinihaltnng ihrer Na -
tur »« ch erforderlich oder vom Vorgesetzten zur besonderen
Pflicht gewacht ist , sie ist » ' ich zn beol « chten , nachdem daö
Dienstverhältnis ausgelöst ist. Zur Abgabe eines anßerge »
richtlichen Gutachtens als Sachverständiger bedarf der
.Reichsbeamte der Genehmigung seiner vorgesetzten Behörde .
, Da » ach Artikel IM Abs . 1 die Beamte » nicht Diener e!i -
» er politische » Partei , sonder » der Voltsqesiimtheit sind , so
ergibt sich , daß sie ihr Amt unparteiisch und unparteipolt -
tisch ^11 führe » habe » . Die Anuahme von Titeln und Or -
den einer ausländischen Regierung , vo » . Geschenken , Ge -
haltsbezüge » oder Vergütungen von fremden Regenten oder
Regierungen ist dem Reichsbeamten nur mit besonderer Ge -
nehmigung gestattet .

Weiter schuldet der Beamte der Verfassung , den Gesetze »,den Dienstvorschriften und den zuständigen , rechtmäßigen
Diensübefehlen Gehorsam , eine Pflicht , die sich aus dem We -
sen des BeatntenverhältnisseS als eines öffentlich -rechtlich
dienstlichen UnterordnnnaSverhältnisses ergibt . Die Gehör -
samspklicht beschränkt sich auf die amtliche » Obliegenheiten :über seine privaten Verhältnisse und seine politische Ansichtund Betätigung ist er feine Rechenschaft schuldig oder au
Weisungen gebunden .

Schließlich verlang ! die Würde des Staates auch ei » ge-ziemendes außernmtliches Verhalte » des Beamte » . Ersoll sich stets durch sein Verhalten in uud außer dem Amteder Achtung , die sei« Beruf erfordert , würdig zeigen , er»nuß auch iu seinem Privatleben das Ansehen des Staate ?* « ?« " ■ »Die . Staatsorgausi <>,st ergreift feine ganze Per -foiuichkeit iind läßt sich von dem Privatmann , der hinter' h »> Iteht , nicht lösen .
"

Tur Titelkrage
einen , ^ ahre sind Gerüchte darüber aufgetaucht ,

ml - i li/r Wiedereinführung u» » Titeln und Orden .
burti £ erÄ ,m0Cn eit)lcUen immer wieder Nahrung
% c n « <

'
tT e» ' zcinec Beamtenfachblätter . es be .>. e ein V^ chlußde »̂ Nelchskabinetts , in hem btc Stnfiift -- mm von Atteln für Beamte und Richtveamt « . sowie bte

benfu
'' "

in
'
Iift Amts.l^z- ichnungciv zwischen de » verschie-

! L », -' i ' , ^ prust und da »» dem Kabinett - in ge-«,ie, » ,a » ier Vorschlag unterbre -itet werde » soll . I » der Zivi -schettzeit verlautete ziemlich "wenig und erst im L -vise des
^ " ' ters tauchte da » » einmal die Nachricht auf , es liätt - nr,mi „ >„ ari ! lve Besprechungen stattgefunden,

'
bei denen mm »M «ewis,e » sestslellunge » gelangte u . a . zu der , daß die vor -bandeiie » Amtsbezeichnungen das bekleidete Amt vielfach » „ >richtig und rrresührend beezichneten . Im Anschluß hieranWen vom Re .chssinanzministeri,im der Reichsregierung über

. J . .. Abänderung der Aurtsbezeickimngen Verschiedeue Bor -
t «

' cBieite & erbai . @o sei z . B . für die Gruppe Vlll
« .,♦ „ vber,nspekt » r " u »d für die Gruppe IX

vorgesehen gewesen . Später sei die Ange -leflenhert ins Stocke » geraten

Ma » wird nicht fehlgehe » , wenn man das Urteil über die
bis heute zu Tag » getretenen Bestrebungen auf Änderung
der AnltS-bezeichnunge » dahin zusammenfaßt , daß AmtSbe -
zeichiittilge » , die geeignet sind, die tiefe Besoldungskluft , wie
sie zwischen Gruppe IX und X entstanden ist , von neuem
Hervortreten zu lassen , im allgemeinen abgelehnt werden
und daß der Sinn der Beamtenschaft überhaupt nicht so sehe
nach Titeln und Orden steht alt vor allem nach einer Be -
zahlung für ihre Arbeit , die ihnen eine ordentliche Lebens -
Haltung gestattet . Bei dieser grundsätzlichen

'
Stellungnahme

wird ilicht übersehen , daß allerdings oft bei der Einstufung
nicht die Leistung , sondern der Titel zugrunde gelegt worden
ist, ein Umstand , der ei verständlich macht , warum die Be «
amtenfchaft auch auf die Ausgestaltung de » Titelwesens eit |
wachsames Auge hat .

Entwurf eines Veamtenvertrettmgs -
gesetzes des Deutschen Vemntendundes

ii .
§ 30 . Beamte dürfe » in der Ausübung ihres Wahlrechts

zu den Beamtenvertretungen und in der Übernahme und Aus -
Übung der Pflichte » eines Mitgliedes der Beamleuvertretun -
gen weder beschränkt »och Wege » jener Tätigkeit benachteiligt
werde » .

Die Mitglieder der Beamteiivectretuttge » dürfe » wegen der
i » Ausübung ihrer Tätigkeit gemachten Äußerungen oder we -
ge» ihrer Abstimmungen dienstlich nur mit Zustimmung des
Schlichningsausschusses zur Verantwortung gebogen werden .

§ 154. Bei der Dienststelle eingehende Verfügungen , deren
Kenntnis sür die Beamtenvertretungen zur Erledigung ihrer
Aufgabe » » otivetidig ist, sind dem Vorsitzenden oder bei seiner
Verhinderung seinem Stellvertreter zur Bekanntgabe »nitzu -
teilen .

Ferner ist de » Beamteuvertretungen zur Erledigung ihrer
Aufgaben Einsicht in Gesetz« , Verordnungen und Verfügungen
zu gestatten und Auskunft zu erteilen .

De » Bcalntenvertretunge » oder ihren Mitgliedern ist Ein «
ficht in die Personalnachweife zu gestatte » , wenn der betei »
ligte Beamte ini Einzelfalle zustimmt .

3 . Aufgaben und Befugnisse der Beamteuvertretungen
§ 37 . Die Beamtenvertretuiige » haben die Aufgabe die

gemeinsame » und persönliche » Die » stangelege »heite » der Be «
auite » bei de » Dienstvorgesetzten wahrzunehmen .

Bei ihrer Tätigkeit sollen sie sich von dem Bestrebe », leite »»
lasse» , die Verwaltirng in der Erfüllung ihrer wirtschaftlichen
Atifgabe » z >« unterstütze » , das Pflichtbewußtsein und die Ar -
beitsfreudigkeit der Beamten durch Pflege des Einvernehmen ?
untereinander und des Vertrauens zivischeu ihnen und ihren
Dienstvorgesetzten zu heben und an der Erhaltung eines zu »
verlässigen , pflichttreue » Beanitentuins mitzuarbeiten .

§ 38 . Im einzelnen haben die Bcamteilvcrtretnngen das
Recht :

1 . Anregungen und Ailträge der Beaylten , die sich auf
Dienstangelegenheiten allgemeiner Art beziehen , entge -
genzunchnie » und bei den Dienstvorgesetzten zu vertrete ».2 . Anregungen zu gebe» , um einen schnellen und ordnungs -
mäßigen Geschäftsgang , den höchste« Grad der Die » st -
Ieist» »g und Verbilligt,nfl des Verfahrens oder de» Be -
iriebes herbeizuführen ,

3 . Meinungsverschiedenheiten der Beamten untereinander ,
die sich aus dem persönlichen Dienstverhältnis ergeben ,
auf Antrag der Beteiligten ii» Verhandlungsioege beiz »,-
legen ,

4 . persönliche Beschwerden entgegenzunehmen und gegen -
über der Verwaltung zu vertreten ,

5 . auf die Bekämpfung von Unfällen und Gefundheitsgefah -
re „ , besonders in Betrieben , zu achten , den Dienstvorge -
setzten bei dieser Bekämpfung durch Anregung . Beratung
und Auskunft zu unterstützen sowie anf die Dnrchsüh -
rung der Unfallverhütungsvorschriften hinzuwirken .

0 . Anregungen zu geben , daß Wohlfahrtseinrichtuiigen ge-
schaffen werden , welche der gesamten Beamtenschaft der
Behörde gemeinsain dienen .

§ 39 . Die Beaintenvertretunge » haben das Recht der Mit -
Wirkung :

1 . bei A'.tfstellung und bei Änderung von allgemeinen Vor -
schriften , durch welche der Dienstvorgesetzte den Betrieb
der Dienststelle regelt , soweit hierdurch die persönliche »
Verhältnisse der Beamten berührt werden ,2. bei Aufstellung der Dienststunde >«pläne ,

3 . bei Ausstellung der Grundsätze für die Regelung von
Vertretungen ,

4 . bei Aufstellung des jährlichen Urlaubsplans ,5 . bei Schaffung und Verwaltung vou Wohlfahrtseinrich -
tun gen für die Beamten ,

6 . bei Ernennung von Vertrauensärzten ,
7 . bei Wiederei,istelluug strafweise Entlassener ,8 . bei Unfalluntersuchulige » ;

ferner auf Antrag des beteiligten Beamte »
9 . bsi Versetzungen in den Ruhestand ,

10 . bei Unterstützungsgesuchen ,
11 . bei Überweisung von Beamten an Arzte oder Heilattstal -

ten ,
12. bei Feststellung der Versorgungsbezüge der infolge

Dienstunfähigkeit aus , che>deuden Beamten ,
13. bei Unterbringung außendienstunfähiger Beamten ,
14 . bei Zuteilung und bei Feststellung der Beschaffenbeit der

Dienstwohnungen ,
15. bei Verhänguna von Ordnuugsrafen . außer bei den in

§ 2 Nummer 2 genannten Personen ,
16. bei Urlaubsverweigerungen ,
17. bei Verweigerung oder bei Widerruf der Genehmigung

zur Ausübung eines Gewerbes durch einen Beamte »
'
oder

zur Übernahme einer m »t fortlaufendem Entgelt verbun¬
denen Nebenbeschäftigung ,

18. bei Verteilung der aus öffentlichen Mitteln für Beamte
hergestellten Mietswohnungen ,

19. bei Zuteilung von Dienst - und Pachtland ,20 . bei Feststellung eines Entgelts für gewährte Natural ,
bezüge .

§ 40 . Die Beamteuvertretungen haben das Recht der Mit -
bestimm '.! » ,, :

I weii » ei» Beamter in der Wahl seines Wohnortes und
seiner Wohnung beschränkt werden soll2 . bei Einsicht in die Personaluachweise hinsichtlich der Fest -
fetzung der Dienststelle , bei der sie einzusehen find , wenn

sie sich an anberer als der Dienststelle des Beamte » bc * '
finden ,

3 . wenn Urkaubszeiten unter Beruf,mg auf ^lrt und Um -
fang der Tätigkeit über die sonst zuftsudige Dauer
hinaus verlängert werden solle» ,

4 . bei Gewährung von außerordentliche » Vergütu »ge» ,5 . »venu ein Beamtenvertretuugsmitglied versetzt oder
außerhalb seiner Dienstzeit verwendet werde » soll,ß . bei Beendigung deS Dienstverhältnisses eines auf Kü » .
digung angestellten Beamten u »d der im § 2 Nummer
1 und 2 genannte » Personen ,7 . bei fristlosen Küirdiguilge » aus einein Grunde , der nachde»« Gesetz zur Kündigung des Dienstverhältnisses ohee
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt ;

serner für die im § 2 Nummer 2 genannte » Personen :
8 . bei Vereinbarung der Arbeitsordnung ,9 . bei Verhängung von OrduuiigSstrafen .
§ 45 . Dei Beamteuvertvetuuge » habe » das Recht , eine »

Beamte « zu bezeichne », der bei den Beamtenpriifn » « e » zu ««
stimmberechtigte » Mitglied der Pe »snngsr «mmissi » » zu ernennen ist. Dieser Beamte tnuh der Gruppe mißefcoreu , f« ?
deren Dienst die Prüfling abgelegt wird , oder die Prüfung
für diese Gruppe selbst abgelegt habe » .

Bei Beförderuiigsprüfungen hat die Beamte » vertret « ug
außerdem das Recht , eine, ', weitere » Beamter , zu bezeiche» .der zuur »ichtstiniluberechtigten Mitglied der Prüfungskoni
Mission zu ernenne » ist. Deser Beamte muß der Gruppe an¬
gehören , aus der der Prüfling kommt .

Auf wissenschaftliche Prüfungen ist diese Bestimmung nicht
anzuwende » . Ob eine Prüfung wissenschaftlich ist, bestimmt
in Zweifelsfällen der höchste Dienstvorgesetzte »ach Verhand¬
lung mit dem Hauptbeamtenausschuß .

4. Berufungsverfahren
§ 47 . Tritt der Dienstvorgesetzte in den Fällen des ij 3»

Nummer 1 , 2 , 4 bis 6 sowie der §8 39 und 4ä der Auffassungder Beamtenvertretmig nicht bei , so hat er nach Abschluß der
Verhandlungen unverzüglich , tunlichst mündlich und auf An «
trag außerdem schriftlich der Beamtenvertretung von seiner
abweichenden Ansicht unter Angabs der Gründe Kenntnis zu
geben .

z 48 . Die Beamtenvertretung hat das Recht, gegen de» ihr
nach § 47 zugegangenen Bescheid innerhalb von zehn Tagen
nach der Zustellung Berufung einzulegen . Die Berufung ist
mit Begründung den, Beamtenausschuß nächsthöherer Stuf «
zuzustellen , der sie dem Dienstvorgesetzten höherer Stufe unt
Stellungnahme vorlegt .

S. SchlichtungSauSfchitsse und Schlichtungsverfahren
§ 50 . Bei jedem Dienstvorgesetzten höchster Stufe ist ei«

Ha « ptschlichtungSa »,sfch» K zu bilden .
Durch die AuSführungSbestintinuuge » kann bestimmt wer -

den , daß bei de» Dienstvorgesetzten höherer Stufe Bezirks -
fchltchtungsausschttfse zu errichte » sind .

Zur Schlichtung und Entscheidung vou Streitigkeiten au »
der Tätigkeit des für jedes Land zu errichtenden Satiptbeam -
tenausfchusses der Beamten der Gemeinden , der Gculemdever -
bände und sonstiger Körperschaften des öffentliche » Rechts istein Landesschlichtuuasausfchuß einzusetzen .

Der Hauptschttchtnngsausschuß ist zuständig in den Fällen ,in denen dem höchsten Dienstvorgesetzten die Entscheidung ob-
liegt .

Der Hauptschlichtnngsausschnß ist außerdem berufen :
1 . Wen » Bezirksschlichtungsausschüssc nicht gebildet sind» ) zur Schlichtung sämtlicher Streitigkeiten aus §§ 40 und

46 , Absatz 4,
b ) zur Aberkennung der Mitgliedschaft in einer Beamten -

Vertretung ,
c ) zur Entscheidung über Einsprüche gegen Kündigung des

Dienstverhältnisses .
2 . a ) zur Entscheidung über die Wahlberechtigung und Wähl -

barkeit eines Beamte »,
b ) znr Entscheidung über Einsprüche gegen Wahlversahre »

und gegen die Zusammensetzung der Beanitenvertre -
iunge »,

c ) zur Entscheidung über alk Streitigkeiten , die sich aus
de » in diesem Gesetze vorgeschriebene » Wahlen ergeben .Die BezirkSschtichtungsausschiisse siud zur Schlichtung al -

lex Streitigkeiten aus § 40 berufen zwischen den Dieiistvorge -
setzten ihres Bezirks und den bei ihnen gebildete » Beamten -
Vertretungen .

Sind Bezirksschlichtungsausschüsse errichtet , so ist der
Hauptschlicht,liigsausschuß nur zur Schlichtung der Streitig ,
feiten zwischen de» Dienstvorgesetzten höchster Stufe und de,»
Hauptveamtenausschuß zuständig .

Die Länder haben die Aufgaben der Schlichtuugsausschüsse
bereits bestehenden öffentlich -rechtlichen Eiurichiunge » z»
übertragen , wen » diese im Aufbau und in der Zusammen
sevung deu nach diese », Gesetz zu errichtende » Schlichtung
ausschüsse » entspreche ».

§ 55 . Die Hauptschlichtungsausschüsse tage » !» der Be -
setzuiig mit . einem Vorsitzenden , , , » d vier Beisitzer » , von denen
zwei durch de» höchste » Dieustvorgesetzten ernannt und zwei
von den Beamte » jedes Vewaltungszweiges a »s ihrer Mitte
gewählt »verden . Für die Tagungen sind die Beisitzer des
VerwaltnngszweigeS heranzuziehen , in dessen Bereich der
Streitfall entstanden ist.

Die Bezirksschlichtungsausschüssc tagen in der Besetzung
mit eine », Vorsitzenden und zwei Beisitzern , von deueu einen
der Dienstvorgesetzte höherer Stufe bestimmt und einer von
den Beamte,i jeder Verwaltung ans ihrer Mitie gewählt
wird . Absatz 1 Schlußsatz gilt sinngemäß .

Für jede » Vorsitzenden und Beisitzer ' sind Stellveriretreter
zu bestimmen .

Die Vertreter der Gemeinden , Geineindeverbändc u» d Kör¬
perschaften des öffentliche » Rechts werde » von diese» beua » i,t .

§ 56 . Die Vorsitzende » der Schlichtuugsausschüsse bei
Reichsbehörden i, »d ihre Stellvertreter werde » von der Reichs -
regier,t » g ernannt . Die Reichsregierung kann das Eruen -
nungsrecht auf den höchsten Dienstvorgesetzten übertrage » :
in diesem ijfalle ist das Ernennnngsrecht im Benehme » mit
den BernfSverbäiide » der Beamte » auszuüben .

Die Vorfitzende » der Tchlichtungsausschüsse und ihre
' SteV -

Vertreter bei de» Behörde » der Länder werde » vo » de » Lau -
desregierunge » ernannt .

Vor der Ernennung der Vorsitzende » und ihrer Stellvertre¬
ter ist der Hauptbeamteiiausschuß gutachtlich zu höre « .

Die Vorsitzenden der Schlichtuugsausschüsse bei de» Beam -
tenausschüssen der Beamten der Me >uei » de-u . der Gemeinde ».



verbäqdx und sonstige » Körperschaften des öffentliche » Rechts
und ihre. Ztellbertreter werden von den La>ide»r>'gi«rungen
ff» Einvernehme » mit den Vertretern der SelbstverwnttilngS -
wrper und den Beamten ernannt .

Die Amtsdauer der Vorsitzende » und der Beisitzer der
schlicht » ngsuusfchüsse sowie ihrer Stellvertreter betrayl zwei
Äahre . .

"
f

Die Borfitzende » müssen in richterlicher Stellung fein .
ß 60. Die Schtichtungsausfchüffe sollen einen Ausgleich

versuche » ; kommt der Ausgleich nicht zustande , so haben die
SchlichtungSausschüsse in den Fullen der §§ 4ö und 53 einen
Spruch zu falle » . Der Beschlutz wird mit einfacher Stimmen -
Mehrheit gefaht . Im Falle der Ablehnung eines EinfpruchS
gemäß § 53 ist Einstimmigkeit erforderlich . In den Fällen
des § 40 Nummer 8 und 9 ist der Spruch bindend und endgül -
tig . Die Schlichtungsausschüffe habe » ihre Entscheidungen
dem Dinstvorgesetzten , bei dem sie errichtet sind , vor der Be «
kanntgabe vorzulegen .

Der Dienstvorgesetzte und jede ihm vorgesetzte Behörde kön¬
nen dem Spruch beitreten - Tritt eine » achgeordnete Behörde
dem Spruch nicht bei , so hat sie die Entscheidung des Schlich»
timgsausschuffes unverzüglich der ihr vorgesehen Behörde
vorzulegen . Die endgültige Entscheidung gegen den Spruch
steht nur dem höchsten Dienftvorgefetzte » zu .

In der Reichsverwaltung darf der höchste Dienftvorgefetzte
voil dem Spruche eines Schlichtungsausschusses nur ab -
weichen , wen » dies von Dreiviertel aller Reichsminister ge-
billigt wird .

Für die Beamten der unter der Aufficht des Reiches stehen -
den Körperschaften des öffentlichen Rechts gelten die Bor -
schrifie » der Absätze 1 bis 4 sinngemäß .

Für die Beamten der Länder , Gemeinden , Gemeindever -
bände und unter Aufsicht eines Landes stehenden Körperschaf -
ten des öffentlichen Rechts find den Grundsätzen des Absatz 1
entsprechende Borschriften zu erlassen .

Die Sprüche der Schlichtungsausfchüsfe , die über Streitig -
keiten aus dem Dienstverhältnis der Beamten » der Gemein -
den , der Genieindeverbände und der unter Aufsicht des Reiches
oder eines Landes stehende » Körperschaften des öffetttliche »
Rechts entscheide », sind bindend u »d endgültig .

6. Aus den Schluß - nud Äbergangsbestimmuugen
§ 70 . Die Befugnisse der Bernfsverbände der Beamten

zur Vertretung der Interessen ihrer Mitglieder werden durch
dieses Gesetz nicht berührt .

De ? Verband der badiichen Gemeinde « und Beer »« der -'da -
dischen Bürgermeister

hält in de» Tilgen vom 7 . und 8 . Juni d. I . i » Heidelberg
sein « diesjiaijwe - Hauptversammlung ab.

Die Fachgruppe der badisch » ,, Gemeinderechner
hielt am 9 . Mai d . I . in Pf »rzheim ihre Landesversamm -
inng ab . Reben der Frage der Auswertung der Dienstkau -
tivnen fpiette eine erhebliche Rolle die Aussprache über die
Verlegung des Rechnungsjahres , wobei namentlich von Land-
rechiier » der Wiederherstellung des früheren Zustandes leb -
liaft das Wort geredet wurde . Andere Rechner waren gegen »
teiliger Ansicht , hauptsächlich im Hinblick auf die HÄznatu -
ratienrechnung . Die Angelegenheit wurde schließlich noch»

stch namentlich an den in verschiedene» Städte » eingerichtet
ten Ausbildungttur ^« » zu beteiligen . Auf die Steuergesetz -
entwürfe eingehend führt « der erste Vorsitzende u . a . aus .
bei der Reuordnung der Reichsrinkommensteuer sollten die
Ermäßigungen nicht nur auf die größte » Einkommen be-
schränkt bleiben , auch für die Gehaltsempfänger würde eine
Ermäßigung des Steuerfuhes angebracht sein .

8

Deutscher Philologentag in Heidelberg
Vfcrnt 2 .—6. Juni '

tagt der Berbandstag des Deutschen
Philologenverbands in Heidelberg ; seit 1914 ist die Heidel¬
berger To <V-tnq wieder die erste große öffentliche Veranstal -
tung des Verbands , der . wie andere Organisationen , stark
unter der Inflation zu leide » hatte .

Gesetzgebung und Rechtsprechung
Vergütung an Beamte fii » die Stellvertretung von zeitweilig

verhinderten Beamten ist »«zulässig
Entscheidung des Reichsschiedsgerichts vom 28 . Jan . 25 . —
III S . 108/23 . —, Reichsschiedsgerichtssache , betr . den Ein -
pruch des Reichsministers der Finanzen gegen die Beschlüsse
>er Bremischen Bürgerschaft von: 24. Nov . 22 und 19. Jan . 23.

Aus den Gründen :
Die Bremisch » Bürgerschaft hat durch ihre Beschlüsse vom

24 .. Nov . 22 und 19. Jan . 23 u . a . angeordnet :
„ Werden in Vertretung eines zeitweilig verhinderten Be -

amten , einem Beamenten oder Angestellten auf längere Zeit
Arbeit übertragen die nicht zu seine » regelmäß . Dienstoblie -
genheite » gehören u . der Regel nach von einem Beamten einer
höh . eBsoldungsgruppe zu leisten sind , so tritt nach 3monati -
ger entsprechender Tätigkeit eine Entschädigung ein , die nach
dein Gehalt der Besoldungsgruppe des vertretenen Beamten
zu bemessen ist . Anträge der beteiligten Behörden sind der
Finanzdepirtation zur Entscheidung vorzulegen und die be-
willigten Kosten aus dem .. Fonds für besondere Vergütun -
aen "

zu decken . "
Während des schwebenden Verfahrens hat die Bremische

Bürgerschaft ihrem beanstandeten . Beschlüsse folgende einge -
schränkte Fassung gegebe » :

„ Soweit durch die Wahl eines Beamten in den Senat
oder in die Bürgerschaft oder durch die Beauftragung eines
Beamten mit der Wahrnehmung eines Reichsamts Vertre -
tungen erforderlich werden und infolge dieser Vertretungen
einein Beamten oder Angestellten auf längere Zeit Arbeiten

übertrage » werde» , die nicht zu feinen regelmäßigen Dienst »
obliegenffeiten gehören und der Regel »ach von einem Be»
amten einer höheren Besoldungsgruppe zju leiste » find , so
wird hierfür eine Vergütung gewährt . Die Vergütung be-
steht in dem Unterschiede zwischen dem Gehalt , das der- ver -
tretende Beanue oder Angestellte in feinem bisherigen Amte
bezieht , und den, GeHalle , das er haben würde , wenn er
in das der höhere » Besoldungsgruppe angehörende Amt , das
er verwaltet , befördert würde " .
Auch mit dieser Fassung hat sich der Reichsminister der Fi »

nanzen nicht einverstanden erklärt .
Im Reich ist jeder Beamte verpflichtet , anch Beamte höherer

Besoldungsgruppen und selbst längere Zeit hindurch ohne be-
sondere Vergütung zu vertreten . Nach § 36 Abs . 2. der
Reichshaushaltsordnung v . 31 . Dezember 1922 dürfen fogar
planmäßige Stellen mit Beamten einer niedrigen Besölduugs -
gruppe besetzt werden . Das Land Bremen meint aber , daß die
von ihm getroffene günstigere Regelung durch besondere
Gründe und besonder Verhältnisse im Sinne des § 1 Abs . 2
BesSpG . gerechtfertigt werde .

Die i» den Senat gewählten Beamte » würde » auf 3 Jahre ,
unter Wegfall ihrer bisherigen Dienstbezüge , beurlaubt , § 13
des Staatsgefetzes von: 18. Mai 1920 (Bremisches Gesetzblatt ,
Seite 200 , die Bürgerfchaftstage , von den Parlamentsserien
abgesehen , ständig , die der — auf 3 Jahre gewählten —
Bürgerschaft angehörigen Beamten müsse » also ebenfalls
dauernd vertreten werden . Ahnliche Verhältnisse gäbe es int
Reich nicht . Das ist nicht richtig , wie einige Fälle aus den
Erfahrungen des Reichsgerichts beweise » möge » .

Am Reichsgericht hat vom IL . April 1924 bis i» das Jah ^
1923 hinein ein 6. Strafsenat bestanden . . Dieser Senat hat
nie einen eigenen Präsidenten gehabt . Der Präsident eine ?
anderen Senats wurde zum Vorsitzenden auch des 6 . Senats
bestellt und in dieser Eigenschaft dauernd von einem Reichs »

f
erichtsrat vertrete » . Irgend eine Vergütung , hat dieser da »
ür nicht erhalte » . Z . Zt . ist eine Senatspräfldentenstelle seit

etwa zwei Monaten unbesetzt . Den Vorsitz führt ein Reichs -
gerichtsrat , ebenfalls ohne Vergütung zu beziehen . Ein
Reichsanwalt ist seit mehr als 1 Jahr nach Sachsen beurlaubt
und dort Justizminister geworden . Er wird von eineni der
Hilfsarbeiter der Reichsanwaltschaft vertrete » , ohne daß dieser
irgendwie bessergestellt wäre als die anderen Hilfsarbeiter
der Reichsanwaltschaft .

Es mag endlich nicht unerwähnt bleiben , daß der im Reich
länger als 6 Monate fehlende Justizminister durch einen
Staatssekretär vertreten worden ist. Auch dieser hat keinen
Anspruch auf eine besondere Vergütung .

Di « in die Bremische Bürgerschaft gewählten Beamten ste-
hen nicht anders da , als die in den Reichstag gewählten Be -
amten des Reiches . Auch diese find , zumal wenn sie gewis -
sen Ausschüssen a ».gehören , fast das ganze Jahr von ihrem
Mandat beanfprucht und an der Verwaltung ihres Amtes ver »
hindert .

Danach liegen die Verhältnisse in Bremen ebenso wie sie
auch im Reiche liegen . Der Ei » spr » ch muß deshalb für be-
gründet erachtet werden .

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt
I, Schneidermeister

Kriegsitraße
"
SO Karlsruhe beim alten Bahnhof

Feine Herren - und Damen - Maßschneiderei
Nur prima deutsche und englische Stoffe
Ferner : Lager in nur besserer Konfektion 455

Herren- und Damen-Gummi-Mäntel und Strickwesten
(auf Wunsch nach Maß ) . Mäß . Preise . Zahlungserleichternng .

Für 25 Mark Anzahlung
bekommen Sie 1 Damen - oder Herrenlahrrad ,
Email- Kohlen-Herd oder Nähmaschine mit
Fabrikgarantie . Ia Fabrikate . Ersatzteile und
Reparaturen staunend billig. Die Ware wird
bei Anzahlung gleich verabfolgt 449

Fa h rrad » K u nzm a n n

Karlsruher
Lebensversicherungsbank

A . ,- 8 .
Unsere Vertreter vermitteln
alle Arten Versicherungen .

382

Sie gehen den richtigen Weg !
llllllllllilllllllllltllllllllllllllllflllllllllllllllllllllUIIIIHItlHIllllimillllllllllllHIIIIIIIIIllllHI
Kaufen Sie Ihre 404

DflM EM - K IN DER HÜTE
bei W ilhelm "

, khiserstr . 205

A
FAHRRADER

Gute Marken mit Fabrik -Garantie bei nur

25 Mk . Anzahlung
Rest in Raten bei

j . Fuchs , Karlsruhe , Zähringerstr. 35
Spezial-Reparatur - und Mechanische Werkstätte

Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
KUchen CÄ .366
einzelne Möbelstücke

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus
Maier Weinheimer

Möbel
Karlsruhe Zahlungserleichterung . Kronenstr . 32

Kein Laden , daher billigste Preise

die Universaimittel geg. Schwa¬
ben , Russen , Ameisen , WaRzen,
Motten , Ratten und Mäuse .
looofach seit 15 Jahren empf.
Dnrtcrhin Versicherung u. Unge-
rKllotilllll zieferausrottungsbetr .
Oskar Pertsch , Luisenstr . 4

Telephon 4205
Samt !. Desinfektionen werden reell fachm . auch selbst besorgt

<xOch £ hii
^

?

(Keinen Laden mehr )

ist das seit 25 Jahren bestehende

Möbel - u . Betten -Haus
Heinrich Karrer

Straßenbahnlinie 1 und 2

Eigene Schreinerei und Polsterwerkstätte

Kein Laden daher billige Preise

Kunsthandlung Wandschmuck

MtO > © S
für jeden Geschmack
in reichster Auswahl

KAISERSTR . Nr . 187 Eigene Werkstätte für
TELEPHON Nr . 994 Einrahmungen 406

erhalten Sie preiswert bei

Hemen - u . Damenräder
nur gute Marken , mit Garantie , bereits bei

20 Mark Anzahlung

Kein Laden

prompt lieferbar . Verbände Sonderrabatt
Vertreter: Rfl. Burkert 453

Karlsruhe , Waldstr . 8 Kein Laden

Große Auswahl in Qualitfitsmöbel aller Art

Zahlungs -Erleichterung

Bitte genau nui die Firma zu achten

^ sruhe -
Schuhwaren

Hirschstr . 7 (Straßenbahnhaltestelle Hirschstraße )
Telephon 6554

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Stempel - Herdle

Waldstr . 44 KARLSRUHE Telefon 1133
Kautschuck :- , Metall - und Siffnier -
Stempel , Email - u . Metallschilder

Sämtlich * Stempelutensih 'en
Rascheste Lieferung -

G . BRRCIN ™ KARLSRUHE
vormals <3. Brauns ^ he Hofbuchdru ^ Uerei und Verlag

Karlfriedrichstraße 14

Hersteilung von Druckarbeiten
für staatliche und städtische Behörden

GEBRÜDER BACHERT
1—

KARLSRUHE i . B.
Liststr . 5 Tel . 443 g ?l452

Glocken - und Metallgiesserei
Eisen - und Tempergiesserei
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